
 

Saalburg-Ebersdorf: Verwunderung über neu beschlossene Satzungen 

Bürgermeister von Saalburg-Ebersdorf Volker Ortwig. Die jüngst in Saalburg-Ebersdorf 
beschlossene Satzung zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen sowie die jetzt 
vorgenommene Erhöhung der Nutzungsentgelte für die kommunalen Kindergärten stoßen 
auf heftige Kritik.  

Die jüngst in Saalburg-Ebersdorf beschlossene Satzung zur Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen sowie die jetzt vorgenommene Erhöhung der Nutzungsentgelte für 
die kommunalen Kindergärten stoßen auf heftige Kritik.  
Saalburg-Ebersdorf. "Ohne Wenn und Aber fügen sich zurzeit Gemeinden im Saale-Orla-
Kreis dem Diktat der Kommunalaufsicht bei der Umsetzung des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes und erlassen Satzungen für die Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen", meldet sich jetzt Constanze Truschzinski in ihrer Funktion als 
stellvertretende Vorsitzende der Bürgerallianz Thüringen zu Wort.  
Aus ihrer Sicht sei es "völlig unverständlich und nicht notwendig", dem Druck der 
Kommunalaufsicht nachzugeben. "Seitens des Innenministeriums liegt seit Jahren ein 
Beitragsmoratorium vor", erklärt Truschzinski. Demnach seien die Kommunalaufsichten 
angewiesen, keine Ersatzvornahmen bis zur Einführung der Neuregelung des 
Kommunalabgabengesetzes bei den Straßenausbaubeitragssatzungen vorzunehmen.  
Dies bestätigt das Thüringer Innenministerium prinzipiell, verweist aber auf 
Einschränkungen. "Das gilt dort nicht, wo rechtliche Nachteile drohen", teilte ein 
Ministeriumssprecher auf OTZ-Nachfrage mit. Das sei beispielsweise bei möglichen 
Verjährungen der Fall.  
"Warum diese Ignoranz von Bürgerinteressen?", fragt Truschzinski und vermutet, dass 4100 
Einwohner der Stadt Saalburg-Ebersdorf offenbar zu wenige Menschen für wirksamen Protest 
seien. Es wäre nachvollziehbar, "dass Saalburg-Ebersdorf über seine Finanzkraft die Bürger 
auch bei den Straßenausbaubeiträgen entlasten wollte". Genau diesen Sachverhalt wollte ja 
nun auch Innenminister Peter Huber (CDU) bei der Fortschreibung des 
Kommunalabgabengesetzes berücksichtigen.  
Derzeit lägen dem Landtag zwei Gesetzentwürfe zur Beratung vor: "Der Gesetzentwurf der 
Bürgerallianz Thüringen gegen überhöhte Kommunalabgaben mit einer freiwilligen 
Infrastrukturabgabe und jener der Landesregierung, der zumindest in Ansätzen mehr 
Spielraum für die Kommunen bringen soll", so Truschzinski. Die jetzt geschaffenen 
Tatsachen in Saalburg-Ebersdorf seien schwer verständlich und nur mit sehr hohem Aufwand 
wieder zu korrigieren.  
Verwunderung kommt in Saalburg-Ebersdorf aber auch aus einer ganz anderen Richtung. 
Gegenüber OTZ erklärten Einwohner ihr Unverständnis darüber, dass plötzlich die 
Nutzungsentgelte für die kommunalen Kindergärten zum Teil drastisch erhöht worden sind. 
"Es war im Zusammenhang mit den Straßenausbaubeiträgen immer zu hören, dass die 
Einwohner von der Wirtschaftskraft der Kommune partizipieren sollten", hieß es. Dass 
einerseits Grundstücksbesitzer durch niedrigere Straßenausbaubeiträge finanziell entlastet 
werden sollten, sei erfreulich. Dass andererseits aber jetzt Eltern plötzlich tiefer in die Tasche 
greifen müssen, sei um so weniger zu verstehen.  
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